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Vorwort

Prof.  Dr.  Möller  wurde am 27.3.1953 in Hemer/Westfalen geboren.  Im 
Jahr 1979 schloss er sein Hochschulstudium mit dem Ersten Juristischen 
Staatsexamen  in  Bonn  ab.  Anschließend  war  er  bis  1981  als  wissen­
schaftlicher  Mitarbeiter  am Institut  für  Strafrecht  und Strafprozessrecht 
der Universität  Bonn tätig und promovierte dort  1982.  Nach Abschluss 
der  Zweiten  Juristischen  Staatsprüfung  im  Jahr  1983  war  er  zunächst 
als  Rechtsanwalt  in  Dortmund  zugelassen  und  ist  seit  1984  in  Düssel­
dorf  tätig.  Die  von  ihm  gegründete  Sozietät  zählt  zu  den  bundesweit 
renommiertesten Kanzleien im Gesundheitswesen. Seit 2005 ist er Fach­
anwalt  für  Medizinrecht  und  Mitglied  im Vorprüfungsausschuss  Medi­
zinrecht  der  Rechtsanwaltskammer  Düsseldorf.  Neben  seiner  medizin­
rechtlich  ausgerichteten  anwaltlichen  Tätigkeit  war  Prof.  Dr.  Möller 
auch  Justitiar  der  Kassenzahnärztlichen  Vereinigung  Nordrhein  (KöR) 
und  Berater  mehrerer  ärztlicher  Berufsverbände  und  wissenschaftlicher 
medizinischer  Fachgesellschaften.  Sein  wissenschaftliches  Werk  umfasst 
neben  der  strafprozessualen  Dissertation  eine  Vielzahl  medizinrechtli­
cher Veröffentlichungen, darunter mehrere Beiträge in anerkannten me­
dizinrechtlichen Standardwerken und zahlreiche Aufsätze. Seine Schwer­
punkte  liegen  im  ärztlichen  Gesellschafts-  und  Vertragsrecht,  bei  der 
Gründung und Betreuung medizinischer Versorgungszentren, sowie der 
Gestaltung  von  Kooperationen  zwischen  Ärzten  und  Krankenhäusern. 
Daneben  verfügt  er  zudem  über  langjährige  Erfahrungen  bei  Schieds­
verfahren und der außergerichtlichen Streitbeilegung. Seit 2007 hat sich 
Prof.  Dr.  Möller  an  der  juristischen  Fakultät  der  Heinrich-Heine-Uni­
versität  Düsseldorf  auch  in  der  akademischen  Lehre  engagiert.  Er  war 
als  Lehrbeauftragter  zunächst  im  LL.M.-  Studiengang  „Medizinrecht“ 
und später auch in der grundständigen Lehre, insbesondere im Schwer­
punktbereich Medizinrecht tätig. Die Heinrich-Heine-Universität hat ihn 
2017  zum Honorarprofessor  und die  Juristische  Fakultät  zum Direktor 
des  Instituts  für  Rechtsfragen der  Medizin ernannt,  an dem er  u.a.  die 
Düsseldorfer Medizinstrafrechtstage maßgeblich mitgestaltet hat. Im Jahr 
2018 wurde er  in die Ethikkommission der Medizinischen Fakultät  der 
Heinrich-Heine-Universität  berufen.  Neben  seiner  beruflichen  Kompe­
tenz  ist  er  in  Fachkreisen  wegen  seiner  besonnenen  Art  geschätzt.  Lö­
sungsorientierung ist für ihn wichtiger als Profilierung. Diese Festschrift 
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zu seinem 70. Geburtstag dient als Beleg für die Wertschätzung, die wir 
ihm entgegenbringen.

 
Düsseldorf/München, den 27.3.2023
Helmut Frister und Rudolf Ratzel

Vorwort
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